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Wir machen unſere verehrl . Abonnenten da⸗

rauf aufmerkſam , daß vom l . Jannar 1907

ab dieſe Zeitſchrift nur noch unter Kreuzband

zum Verſandt gelangt .
Die Schriftleitung .

Die Fürſorge für Gemeinde⸗ und Körperſchafts⸗

Beamte und Bedienſtete .

Das Geſetz vom 8. Juli 1896 , die Fürſorge für

Gemeinde - und Körperſchaftsbeamte betr . , hat durch

das Geſetz vom 3. September 1906 ſehr we ſentliche

Erweiterungen und Verbeſſerungen er⸗

fahren , die mit dem 1. Januar 1907 in Kraft treten .

Das Geſetz ſelbſt iſt in der durch das Abände⸗

rungsgeſetz vom 3. September 1906 bewirkten Faſſ

ung bereits im Geſetzes - und Verordnungsblatt vom

9. Oktober ds . Is . Seite 389 ff . bekannt gegeben

worden , in der Nummer 50 des Geſetzes - und Ver⸗

ordnungsblattes vom 3. Dezember 1906 Seite 679ff .

iſt nun auch die Vollzugsverordnung hierzu in neuer

Faſſung vom 1. November 1906 erſchienen . Es mag

daher am Platze ſein , auf den weſentlichſten Inhalt

der neuen Beſtummungen kurz hinzuweiſen .
An der Einteilung der Mitglieder in Pflicht⸗

mitglieder und freiwillige Mitglieder iſt im
neuen Geſetz feſtgehalten worden , dagegen wurde der

Kreis der Teilnahmeberechtigten beider
Kategorien ganz beträchtlich eerw eitert . Es liegt

deshalb im Intere ſſe aller der Beamten und Be—
dienſteten , denen die Wohltat des Pflicht⸗ oder frei
willigen Beitritts nunmehr erſtmals zuteil wird , ſich
mit den Beſtimmungen des Geſetzes bekannt zu machen
und die Wirkungen der Uebergangsbeſtimmungen ſich

reiflich zu überlegen , damit jeder einzelne ſich voll⸗
ſtändig darüber im Klaren iſt , ob und inwieweit er

deren Anwendung auf ſich beantragen ſoll ; ebenſo

empfiehlt es ſich , baldigſt an die Sammlung und
Aufzeichnung der für die Anmeldung erforderlichen

neuen Rathäuſern zur Gewinnung von Dienſträumen für die G. ⸗B. ⸗Ae .

15. Schätzung des Kaufwertes zum Zweck der Akzisberechnung . 16.

17. Eintritt der Hilfsbedürftigkeit . — 18. Unfall

14. Unfall beim

20 . Briefkaſten . 21 . Anzeigen .0 8

Unterlagen wie Darlegung der Einkommensanſchläge ,
Feſtſtellung des Familienſtandes uſw . zu gehen und

für die Bereitſtellung der für die gegebenenfalls er⸗

forderlich werdenden Nachzahlungen notwendigen Mit —

tel , falls dies irgend möglich iſt , Sorge zu tragen .

Als Pflichtmitglieder kommen wie bis⸗

her nur Ratſchreiber , und zwar die Ratſchreiber der —

jenigen Gemeinden in Betracht , die in dem vom Gr .

Miniſterium des Innern aufgeſtellt Verzeichnis
Geſetzes - und Verordnungsblatt 1906 Seite 41hbff .

aufgeführt ſind . Während aber bisher für das

Verzeichnis nur die Gemeinden in Betracht kamen ,

deren Ratſchreiber nach Anſicht des Miniſteriums des

Innern als vollbeſchäftigt anzuſehen waren , umfaßt

künftighin das Verzeichnis — einem von der Zweiten
Kammer der Landſtände gefaßten Beſchluß zufolge

alle Gemeinden mit wenigſtens 500

Einwohnern , ſowie diejenigen , in welchen die Ver⸗

hältniſſe derart liegen , daß das Amt des Ratſchreibers
im weſentlichen die ganze Zeit und Kraft des In —

habers erfordert .
Die Ratſchreiber der in dieſem Verzeichnis auf —

geführten Gemeinden treten , ſoweit ſie nicht bereits

Pflicht - oder freiwillige Mitglieder der Fürſorgekaſſe
ſind , kraft Geſetzes mit Wirkung vom 1. Jan .

1907 in die Kaſſe als Pflichtmitglieder ein ; ſoweit ſie
bereits freiwillige Mitglieder ſind , werden ſie in die

Kategorie der Pflichtmitglieder überſchrieben . Die
Anmeldung der neuen Mitglieder hat ſomit nur die

Bedeutung der Feſtſtellung dieſer Tatſache behufs Her⸗

beiführung des Eintrags in das Kataſter der Für —⸗

ſorgekaſſe ( Mitgliederverzeichnis ) , und es beſtimmt die
Vollz . - Urdg . , wie die Gr . Bezirksämter die Anmeldung

dieſer Pflichtmitglieder in die Wege zu leiten haben .

Für dieſe neuen Pflichtmitglieder ſind

folgende Punkte von beſonderer Wichtigkeit :
Befreitt von der Mitgliedſchaft jedoch nur

auf ihren Antrag , und zwar durch das Miniſterium

des Innern können ſie werden , wenn ſie (§8 2



F
—

öRR

Rr

—

——

4

— 234 —

Abſ . 5 des Geſetzes ) ſich bereits im Genuſſe eines ent —

ſprechenden , aus beetlehen Mitteln fließenden PN
Unterſtützungs - oder ähnlichen Gehalts befinden

Ferner ſind von der Verpflichtung zum Veitritt
die Weifthrriher befreit , welche vor dem 1. Januar
1852 geboren ſind , ſofern ſie vor dem 1. April 1907

einen dahingehenden ſchriftlichen beim Ver⸗

waltungsrat der Anſtalt ſtellen ( vergl .§S 61 Abſ . 2

des Geſetzes).
Dieſen neuen P flich t mitgliedern wird die Zeit ,

welche ſie vor dem 1. Januar 1907 in einer an

ſich die Verpflichtung oder Berechtigung zur Mit

gliedſchaft begründenden Stellung oder im Staats⸗
dienſte in der Eigenſchaft eines etatmäßigen Beamten

Uahebracht haben, in die Dienſtzeit inſoweit einge⸗
echnet , als ſie dies vor dem 1. April 1907 beim

Verwaltungsratd der Anſtalt ſchriftlich beantragen und

der Einrechnung nach den Beſtimmungen des Geſetzes
ein Hindernis nicht im Wege ſteht .

Für die vor dem 1. Januar 1907 liegende Dienſt —

eit , ſoweit deren Einrechnung zugelaſſen !wird , haben
dieſe Ratſchreiber Jahresbeiträge in Höhe
von 2 Proz . des jeweiligen früheren Einkommens⸗

anſchlages nachzuzahlen . Da bei Beurteilung des

Anſpruchs auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenbezüge
nur derjenige Teil der vorgeſetzlichen Dienſtzeit in An⸗

rechnung gebracht wird , für welchen die Nach zahlung
der Beiträge bereits 98 iſt , ſo empfiehlt es ſich ,
die Nachzahlung möglichſt bald — am zweck —

mäßigſten bereits auf 1. Januar 1907 —zu leiſten
und für Bereitſtellung der erforderlichen Mittel hier —

zu jetzt ſchon Sorge zu tragen . Einzahlungsſtelle iſt
die „ Beamtenwitwenkaſſe “ in Karlsruhe , deren Ver —

waltungsrat zugleich
als Verwaltungsrat der Für —

ſorgekaſſe nach §S 53 des Geſetzes beſtellt iſt .
Als bekannt darf wohl vorausgeſetzt werden , daß

die regelmäßigen Leiſtungen der Pfl licht⸗
mitglieder beſtehen in

a. der Hälfte des Eintrit

Prozent des Einkommenanſchlags ,
b. der Hälfte des jeweils bei einer Erhöhung

des Einkommensanſchlags zu entrichtenden Ein —

kaufsgeldes mit
5

Proz . , dieſer Erhöhung und

C., dem jährlich bis zu dem Ausſcheiden aus

der Fürſorgekaſſe , ſei es durch Tod ↄder Penſionier —
ung oder aus ſonſt 1 — Grunde , zu zahlenden Bei —

trag von Proz . des jeweiligen Einkommensan —

ſchlags .
Die zweite Hälfte des Eintritts - und Einkaufs —

geldes mit je 5 Proz , des Einkommensanſchlags bezw .
der eingetretenen Erhöhung hat die Anſtellungsge —

tsgeldes mit 5

meinde bezw . Korporation zu tragen .
Cine beſonders große Erweiterung

hat der Kreis derer gefunden , welche 3—berechtigt ſind , freiwillig der Fürſorgekaſſe beizi
treten . Zu nennen ſind insbeſondere :

1. Ratſchreiber der nicht in das Verzeich —
nis aufgenommenen Gemeinden , deren geſamte , auf
den Einkommensanſchlag anrechnungsfähige Dienſt —

bezüge mindeſtens die Summe von 400 Mark bis —
her 500 M. ) jährlich nicht bloß vorübergehend er —

reichen ;
2. Bürgermeiſter , welche ihr Amt berufs —

mäßig verſehen , ſofern dieſelben ein Berufseinkom —
men von mindeſtens 1000 M. (ſtatt bisher ein Ge —

halt von mindeſtens 2000 M. R) jährlich beziehen oder

vor dem Eintritt in das Bürgermeiſteramt ſchon der

Kaſſe als Mitglied angehört haben ;
3. Gemeinderechner , ſowie ſonſtige Ge —

meindebeamte und Gemeindebedienſtete
einſchließlich derjenigen der Bezirksverbände und welt⸗

lichen Ortsſtiftungen , welche ihr Amt berufsmäßig
verſehen und deren geſamte , auf den Einkommensan —

ſchlag anrechnungsfähige Dienſtbezüge mindeſtens die

Summe von 400 M. ( bisher 800 M. , ) jährlich nicht
bloß vorübergehend erreichen ;

l. Rechneer und ſonſtige Beamte und Be —

dienſtete der mit Gemeindebürgſchaft verſehenen

Sparkaſſen , deren auf den Einkommens⸗

anſchlag anrechnungsfähige Dienſtbezüge mindeſtens
die Summe von 400 M. (bisher 800 M. ! ) jjährlich

nicht bloß vorübergehend erreichen ; ;
5. Rechner , Beamte und Bedienſtete

der Kreiſe , Handelskammern , Handwerks⸗
kammern und Ortskranke nkaffen , ſowie der

demnächſt in Tätigkeit tretenden Landwirtſchafts⸗
kammeer , ſofern ſie ihren Dienſt berufsmäßig ver —

ſehenn und ihre geſamten , auf den Einkommensan —

ſchlag anrechnungsfähigen Dienſtbezüge mindeſtens
einen Betrag von 1000 M. jährlich nicht bloß vor —

übergehend erreichen .
Vorbe dingung für die Aufnahme in die

Kaſſe iſt aber für alle zum freiwilligen Beitritt Be —

rechtigten , daß die nach den maßgeblichen Organi —
ſationsbeſtimmungen zuſtändigen Verwaltungs⸗
und Vertretungsorgane zuvor ihre Zuſtim⸗
mung zum Beitritt gegeben haben ; dieſe Beſtimmung
entſpringt der notwendigen Rückſichtnahme auf die

durch die Mitgliedſchaft der Angeſtellten bedingte

finanzielle Belaſtung der betreffenden Gemeinden bezw

Korporationen .
Für die Bürgermeiſter , Ratſchreiber , Gemeinde —

rechner , Sparkaſſenrechner , ſonſtige Gemeindebeamte
und Bedienſtete kommen hierbei der Gemeinderat und

die Gemeindevertretung ( Gemeindeverſammlung bezw
Bürgerausſchuß ) in Betracht , für Verbandsbeamte der

Verbandsvorſtand und die Bezirksverſammlung bezw .
der Verbandsausſchuß .

Der freiwillige Beitritt erfolgt durch ſchriftliche
beim Vzerwaltungsrat der Fürſorgekaſſe einzureichende
Anmeldung . Die Wirkſamkeit der Beitritts⸗

erklärung freiwilliger Mitglieder ſollte , wo immer

möglich , auf den 1. Januar 1907 herbeigeführt werden .
Eine Einrechnung der vor dem 1. Januar

1907 liegenden Dienſtzeit und dadurch eine Abkürzung
der 10- jährigen Karenzzeit konnte mit Rückſicht auf
die von verſicherungstechniſcher Seite gegen eine der —

artige Praxis vorgebrachten ſchwerwiegenden Be —
denken für die neu eintretenden freiwil⸗

ligen Mitglieder nicht zugeſtanden werden .
Um aber doch den Intereſſen dieſer freiwil —
ligen Mitglieder — wer früher ſchon freiwillig bei —

treten konnte , dies aber unterließ , bedarf beſonderer

Berückſichtigung nicht —, nach Möglichkeit Rechnung
zu tragen , beſtimmt § 69 des Geſetzes folgendes : Die —

jenigen Mitglieder der Anſtalt , welchen erſt durch
das Abänderungsgeſetz von 1906 die Mög —
lichkeit der freiwilligen Mitgliedſchaft eröffnet worden

iſt und welche zur Zeit des Inkrafttretens des Ab —

änderungsgeſetzes in einem nach dieſem Geſetze an —

rechnungsfähigen Dien ſtv—5
erhältnis eine min⸗

deſtens 5⸗jährige Dienſtzeit zurückgelegt
haben , können bei einem in der Zeit vom 1. Januar
1912 bis zum 1. Januar 1917 eintretenden Fürſorge —
falle diejenigen Leiſtungen der Kaſſe beanſpruchen ,
welche ihnen an ſich erſt im letzteren Zeitpunkte zu —
kommen würden , wofern ein bezüglicher Antrag unter

einmaliger Einzahlung von
10

Prozent des
beim Beitritt zur Anſtalt maßgeblichen Einkommens⸗

anſchlags vom ſpäteſtens bis zum Juli
1907 geſtellt wird . Es iſt alſo durch dieſe Beſtim —

mung die Kürzunng der 10- jährigen Karenz —
zeit in eine 5jährige ermöglicht .

Wem alſo durch das Abänderungsgeſetz die Mög —
lichkeit des freiwilligen Beitritts eröffnet iſt , der möge
ohne Verzug die Zuſtimmung der zuſtändigen Ver —
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waltungs - und Vertretungsorgane für ſeinen Eintritt

herbeiführen , damit ſein Antrag um Aufnahme recht⸗
zeitig , d. h. jedenfalls vor dem 1. Juli 1907 und

mit Wirkung auf 1. Januar 1907 , zur Vorlage gebracht
werden kann . Es empfiehlt ſich, den Antrag dem zu —

ſtändigen Bezirksamt zur weiteren geſchäftlichen Be —

handlung vorzulegen . Falls von der Uebergangsbe —

ſtimmung Gebrauch gemacht wird , iſt für rechtzeitige
Bereitſtellung der Mittel für die vorgeſchriebene Nach⸗

zahlung Sorge zu tragen , da die Zahlung bis zum
1. Juli 1907 erfolgt ſein muß .

Dieregelmäßigen Leiſtungenderfrei⸗
willi gen Mitglieder beſtehen in :

a. der Hälfte des Eintrittsgeldes mit 5

Prozent des Einkommensanſchlags ,
b. der Hälfte des jeweils bei einer Erhöhung

des Einkommensanſchlags zu entichtenden Ein - ⸗

kaufsgeldes mit 5 Prozent dieſer Erhöhung und

c. dem jährlichen , bis zum Ausſcheiden aus

der Fürſorgekaſſe , ſei es durch Tod oder Penſionie⸗

rung oder ſonſtwie , zu zahlenden Beitrag ; dieſer

beträgt bei den Ratſchreibern 3 Proz . ( genau wie für

die Pflichtmitglieder ) , bei den übrigen freiwilligen
Mitgliedern jedoch 4 Prozent des jeweiligen Einkom —

mensanſchlag .
Auch hier hat die zweite Hälfte des Eintritts —

und Einkaufsgeldes die Anſtellungsgemeinde bezw .

Korporation zu tragen .
Manche derjenigen , welche nunmehr Kaſſenmit⸗

glieder werden können , werden bereits Mitglieder der

reichsgeſetzlichen Invalidenverſicherung ſein .
Man kann denſelben in ihrem eigenen Intereſſe nur

empfeehlen , dieſe Mitgliedſchaft neben derjenigen
bei der Fürſorgekaſſe fortzuſetzen , zum mindeſten f9
lange , bis ſie die in dem Fürſorgegeſetz vorhergeſehene
Kärenzzeit zurückgelegt haben , da ſie ſonſt Gefahr

laufen , unter Umſtänden weder aus der einen , noch
aus der anderen Verſicherung etwas zu erhalten . —

Was ſchließlich die jährliche Verbandsumlage an⸗

langt , welche von den Anſtellungsgemeinden einſchließ —
lich der Korporationen gemäß § 49 des Fürſorge⸗
ſetzes nach dem Verhältniſſe der Matrikularanſchläge zu

entrichten iſt , ſo beträgt dieſelbe , ſeitdem die Fürſorge⸗
kaſſe beſteht , in der Kaſſenabteilung A ( der Ratſchrei —
ber ) 3 Proz . , in der Kaſſenabteilung B ( der frei —

willigen Mitglieder , welche nicht Ratſchreiber ſind )
6 Proz . Im Verlaufe der landſtändiſchen Verhand⸗

lungen wurde bereits feſtgeſtellt , daß angeſichts der be⸗

trächtlichen Erweiterung der Leiſtungen der Fürſorge —

kaſſe , welche das neue Geſetz bringt , mit einer Er —

höhung dieſer Verbandsumlage von 3 Proz . in der

Kaſſenabteilung A auf 3½ Proz . und von 6 Proz .
in der Kaſſenabteilung B auf 9 Proz . ſchon in den

nächſten Jahren gerechnet werden müſſe . Zu ſolchen

erweiterten Kaſſenleiſtungen iſt namentlich zu rechnen

die Erhöhung des Steigerungsſatzes des Ruhegehalts

von 1 Proz . auf 1¼ Proz . , ſo daß der nunmehrige

Höchſtbetrag der Penſion von 70 Proz . des Gehalts

( gegen bisher 60 ) mit 42 Dienſtjjahren erreicht wird .

Sodann kommt in Betracht die Gewährung der frei —

willigen Fortſetzung des Verſicherungsverhältniſſes bei

vorzeitigem Ausſcheiden aus dem Dienſte , die Her⸗

abſetzung des in § 10 des Geſetzes vorgeſehenen Lebens⸗

alters von 70 auf 65 Jahre , die Aufhebung der Bei —

tragspflicht im Penſionsverhältnis uſw . ( vergl . ins⸗

beſondere die 88 13 , 36 , 39 und 46 des Geſetzes ) .

Die hiernach zu erwartende Verbandsumlage iſt

indeſſen nach mehrfach in den landſtändiſchen Be⸗

ratungen zum Ausdruck gebrachter Meinung nicht

ſo beträchtlich , daß hierdurch ſich die Geneigtheit der
Gemeindenn und Korporationen , ihren Beamten und

Bedienſteten den Beitritt zu geſtatten , beeinträchtigen
laſſen ſollte . Im Gegenteil ſprechen , nachdem auf

Anregung der Zweiten Kammer der Landſtände ſehr
viele , über 470 Gemeinden , neuerdings geſetzlich für
verpflichtet erklärt worden ſind , ihre Ratſchreiber in
die Fürſorgekaſſe aufnehmen zu laſſen , und da gemäß
§S§S 46 und 69 d' es Geſetzes die Vorausbeiträge der

Anſtellungsgemeinden zum Witwen - und Waiſengelde
künftighin wegfallen , mehr noch als bisher Gründe
der Billigkeit dafür , daß ſeitens dieſer Gemeinden

auch anderen Gemeindebeamten , insbeſondere den Ge —

meinderechnern , und tunlichſt auch den hierzu nach
dem Geſetze vereigenſchafteten Gemeindebedienſteten der

freiwillige Beitritt zur Fürſorgekaſſe ermöglicht werde .

Das Fürſorgekaſſengeſetz in der I. Kammer .

( Fortſetzung . )
Miniſterialrat Flad : Die Ausfühcungen des

Herrn Berichterſtatters der Kommiſſion dieſes hohen
Hauſes waren ſo ſehr von Wohlwollen gegenüber
dieſer Vorlage erfüllt , daß es mir ein Bedürfnis
iſt , im Auftrag des durch dringende dienſtliche Veran —

laſſung zu ſeinem Bedauern abgerufenen Herrn Mini —

ſters des Innern hierfür den verbindlichſten Dank
der Großh . Regierung zum Ausdruck zu bringen . Ich
darf dieſen Dank demnächſt auch richten an Ihre
Verehrliche Kommiſſion , die ſich ein ganz beſonderes
Verdienſt um das vorausſichtliche Zuſtandekommen des

Geſetzes erworben hat durch die eben ſo raſche , wie

gründliche Arbeit , mit der ſie die nicht eben einfache
Materie durchberaten hat . Es iiſt ein Beweis dieſer
in die Tiefe gehenden Prüfung der Sache , wenn der

Herr Berichterſtatter einige Meinungsverſchiedenheiten ,
Wünſche und Fragen hier zum Ausdruck gebracht hat ,

auf die ich namens der Regierung einzugehen nicht

ganz unterlaſſen kann .

Im Vordergrund des Intereſſes ſteht , wie ich

glaube , die eine Frage , die bisher in den öffentlichen
Verhandlungen über das Geſetz noch nicht berührt

wurde , und die ſich darauf bezieht , wie ſolche Städte

zu behandeln ſeien , welche eine eigene Verſorgungsan —
ſtalt für ihre Gemeindebeamten zu gründen beabſich —
tigen . Nun möchte ich vorausſchicken , daß es nach An —

ſicht der Großh . Regierung kaum opportun geweſen
wäre , in das Geſetz ſelbſt gleichſam eine Anleitung
aufzunehmen dafür , wie die einzlenen Gemeinden am

zweckmäßigſten aus dem Verband der Fürſorgekaſſe
ſich entfernen ; denn das öffentliche Intereſſe verlangt
es , daß dieſer Verband ein ſtarker ſei und viele , mög —

lichſt alle Gemeinden umfaßt ; außerdem kommt aber

auch in Betracht , daß die möglichen Fälle einer der —

artigen Abſplitterung vorausſichtlich ſehr ſelten ſein

werden . Denn die Gemeinden , die eine derartige Ver —

ſorgungsanſtalt errichten wollen , müßten —was ihnen

nicht leicht fallen wird ſich entſchließen , für ihre
Beamten und Bedienſteten mehr zu leiſten , als die

Fürſorgekaſſe , wenn man ihr Beſtreben als gerecht —

fertigt anerkennen ſoll .
Immerhin iſt das aber möglich , namentlich dann ,

wenn eine ſolche Gemeinde ſich entſchließt , die Städte⸗

ordnung anzunehmen , und es muß für dieſen Fall
eine Entſcheidung aus dem Geſetz heraus gefunden
werden .

Nun liegt dieſe Entſcheidung für die große Mehr⸗

zahl der Gemeindebeamten , wie ich glaube , verhält⸗
nismäßig einfach , nämlich für diejenigen Beamten

und Bedienſteten , welche freiwillige Mitglieder der

Fürſorgekaſſe ſind . Für die freiwilligen Fürſorge —

kaſſenmitglieder beſtimmt der §S 6 des geltenden und

des künftigen Geſetzes , das ſie aus der Fürſorgekaſſe
mit Zuſtimmung des Gemeinderats austreten können .

Wenn nun die Gemeinde ihrerſeits Beſſeres leiſten
ſollte , als die Fürſorgekaſſe , ſo würde der Beamte wohl

gerne bereit ſein , von dieſer Austrittsbefugnis Ge⸗
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brauch zu machen , und es wird der Gemeinderat Ihne

Zweifel dieſes Beſtreben begünſtigen , ſofern er ſelbſt
die neue Verſorgungsanſtalt ins Leben gerufen hat —
Hier können nicht wohl Schwierigkeiten aus dem Geſetz

ſelbſt entſtehen .
Anders liegt allerdings die Sache bezüglich der

Ratſchreiber , zumal , nachdem wie der Herr Bericht —

erſtatter zutreffend hervorgehoben hat — das anders

hohe Haus eine Beſtimmung eingefügt hat , die nach

Anſicht der Großh . Regierung nicht ganz einwandfrei
iſt , eine Beſtimmung , die zwar Vorteile bietet , indem

ſie mit einer gewiſſen unbeugſamen Konſequenz alle

Gemeinden bis 500 Einwohner abwärts in das Ver —

zeichnis der Pflichtgemeinden aufnehmen läßt , die aber

dem freien Verwaltungsermeſſen in zweifelhaften Fäl

len nicht den im Intereſſe der Gemeinden erwünſchten
Spielraum läßt . Immerhin glaube ich, daß auch in

dieſem Falle eine Entſcheidung getroffen werden kann ,

die den Verhältniſſen Rechnung trägt . Sie kann aller —

dings nicht aus dem Wortlaut des Geſetzes abgeleitet
werden ; es wird daher Aufgabe des für den Vollzug

des Geſetzes verantwortlichen Miniſteriums ſein , in

einem derartigen Falle aus Sinn und Abſicht , aus

dem Geiſte des Geſetzes heraus die richtige Entſchei —

dung zu finden , und es mird das Miniſterium hierbei

auf die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes zurückgehen

müſſen
Nun ergibt ſich hieraus für dieſen Fall , daß der

Regierungsentwurf des Geſetzes vom Jahre 1896 ur

ſprünglich von der Mitgliedſchaft bei der Fürſorgekaſſe
ausſchließen wollte alle Gemeinden , die der Städteord⸗
nung unterſtehen , ſei es kraft Geſetzes , ſei es kraft

ſpäterer eigener Beſchlußfaſſung . Dieſer urſprüngliche

Standpunkt der Großh . Regierung iſt dann gegen

ihren Willen modifiziert worden durch einen An⸗
trag der Kommiſſion des anderen hohen Hauſes , die
wünſchte , daß nur die kraft Geſetzes der Städteordnung

unterſtehenden Gemeinden von der Fürſorgekaſſe aus⸗

geſchloſſen ſein ſollten . Cs war nämlich der Wunſch

zweier Gemeinden geweſen , welche die Städteordnung
angenommen haben u. ſich nicht finanziell ſtark genug

fühlten , die eigene Verſorgung der Gemeindebeamten

zu übernehmen , ſich an der Fürſorgekaſſe zu beteiligen .

Darauf hin iſt unter Vorbehalt autonomer Feſtſetz —
ungen nach SS8 19d undef der Städteordnung die
Beſtimmung des ( §1 Abſatz 2 in das Geſetz gekommen ,
wie ſie in dem jetzigen und dem künftigen Wortlaut

des Geſetzes enthalten iſt .

Jedenfalls ſo viel ergibt ſich aus dieſer Entſteh⸗
ungsgeſchichte des Geſetzes ohne weiteres , daß die Ab⸗

ſicht der beteiligten Faktoren die war , den nicht kraft

Geſetzes der Städteordnung unterſtellten Gemeinden

eine Vergünſtigung zu gewähren , nicht aber , ſie gegen

ihren Willen unter allen Umſtänden an das Fürſorge⸗
geſetz zu feſſeln , und unter dieſem Geſichtspunkt würde

die Großh . Regierung , wie ich glaube , wenn beſon⸗

dere Gründe für eine billige Berückſichtigung von Ge⸗

meindeintereſſen vorliegen , gegebenenfalls dazu kom —

men können , einer ſolchen Gemeinde , die eine eigene

Verſorgungsanſtalt gründet , Schwierigkeiten nicht in

den Weg zu legen . Sie wird den Geſichtspunkt , daß
eine Abſplitterung von dem Verband der Fürſorgekaſſe
an ſich nicht erwünſcht iſt , wohl einigermaßen zurück⸗
treten laſſen können hinter dem Geſichtspunkt , daß

ja die Fürſorgekaſſe keinen Schaden erleidet , wenn ihr

ein Rifiko abgenommen wird , ahne daß eine Heraus —

zahlung von geleiſteten Einzahlungen verlangt wird ,

und daß unter allen Umſtänden die kraftvolle Initia⸗

tive einer Gemeinde inbezug auf die wichtige Frage

der Fürſorge für ihre Beamten jede mit den Intereſſen

der Fürſorgekaſſe vereinbare , wohlwollende Berück⸗

ſichtigung verdient . —

Die weiteren Punkte , die von dem Herrn Be —

richterſtatter der Kommiſſion dieſes hohen Hauſes er —

wähnt worden ſind , beziehen ſich insbeſondere auf
die 88 40 und 46 des Geſetzes bezw . die entſprechenden

Beſtimmungen des Entwurfes , und da möchte ich nur

ganz kurz nochmals den Standpunkt der Großh . Re —

gierung präziſieren .
Ende .

Iſt Selbſtmord entſchädigungspflichtiger Un⸗

fall ?
Gemäß § 5 des Reichs - Unfallverſicherungs - Ge

ſetzes ſteht dem Verletzten und ſeinen Hinterbliebenen
ein Anſpruch auf Schadenerſatz nicht zu , wenn er

den Betriebs - Unfall vorſätzlich herbeigeführt hat , wäh —

rend für die Folge der durch Leichtſinn oder durch

grobes Verſchulden der Arbeiter herbeigeführten Un —

fälle noch Entſchädigung gewährt wird . Der Selbſt⸗

mord , welcher auf dem Gebiete der Krankenverſicherung
den Anſpruch auf Sterbegeld nicht ausſchließt , be —

nimmt alſo den Hinterbliebenen den Entſchädigungs⸗
anſpruch . Jedoch iſt eine vorſätzliche Herbeiführung

nicht ohne weiteres anzunehmen , wenn zwar Selbſt —

mord vorliegt , die Selbſtentleibung aber zufolge gei⸗

ſtiger Geſtörtheit im Zuſtande der Unzurechnungsfähig —
keit begangen iſt . Iſt ferner die letztere durch einen

Betriebsunfall verurſacht , ſo haben auch die Hinter⸗

bliebenen des Getöteten Anſpruch auf Entſchädigung ,
da unter ſolchen Umſtänden der Tod eine mittelbare

Folge des Betriebsunfalles darſtellt . Das Reichsver —
ſicherungsamt hat in einer einſchlägigen charakteri —

ſtiſchen Entſcheidung betont , daß vor allen Dingen
bewieſen oder doch hinreichend wahrſcheinlich gemacht
werden müſſe , daß der Selbſtmörder ſich im Zuſtande
geiſtiger Umnachtung befunden habe , als er Hand

an ſich legte , und daß zweitens gerade ein früherer

entſchädigungspflichtiger Betriebsunfall ſeinen Geiſtes⸗

zuſtand in verhängnisvoller Weiſe beeinflußt habe .

Zur Annahme eines Zuſtandes geiſtiger Umnachtung

iſt der Nachweis des Mangels beſtimmter geiſtiger
und moraliſcher Eigenſchaften , wie Ausdauer , Stand⸗

haftigkeit , Selbſtüberwindung uſw . noch nicht hin —
reichend .

In der privaten Unfallverſicherung werden im

Gegenſatz hiezu alle Unfälle , welche der Verſicherte

ſelbſt im Zuſtande der Geiſtesſtörung herbeiführt , von

der Verſicherung ausgeſchloſſen , wie auch ebenſo Mut⸗

wille und grobe Fahrläſſigkeit den Anſpruch auf Ent⸗

ſchädigung verwirkt . Ph . Häfner .

Unter der Ueberſchrift
„ Publikum und Reichsbank “

ſchreibt die „ Allg . Ztg . “ :
Der bekannte Theoretiker des Geldweſens , Pro —

feſſor Dr . F. Knapp in Straßburg , deſſen vor

einiger Zeit erſchienenes Werk „Staatliche Theorie
des Geldes “ großes Aufſehen erregte , nimmt in der

neueſten Nummer des Bank⸗ - Archivs das Wort , um

das Vorgehen der Reichsbank in der Frage des Schutzes

und der Vermehrung ihres Goldvorrates zu recht —

fertigen . Profeſſor Knapp ſteht auf dem gleichen
Standpunkt , den auch wir ſtets vertreten haben , daß

es abſolut ungerechtfertigt iſt , der Reichsbank⸗

verwaltung wegen des Gebrauches der Diskont⸗

ſchraube Vorwürfe zu machen , da es für ſie kein

anderes Mittel gibt , ſich gegen eine bedenkliche Schwä —

chung ihres Goldbeſtandes zu ſchützen .

Befonders wichtig iſt ein Punkt , auf den Pro⸗

feſſor Knapp ausdrücklich hinweiſt : das Verhalten des

Publikums gegenüber der Reichsbank . Der Vor⸗
rat von Goldſtücken in den Kaſſen der Bank hängt

ganz und gar von dieſem Verhalten ab . Die Reichs⸗
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bank ſelber hat — ſoweit der Zahlungsverkehr in

Betracht kommt gar keine Einwirkung darauf .
Die Reichsbank weiß zwar ganz genau , was ſie heute

an Zahlungen zu erwarten hat wegen fällig wer⸗

dender Wechſel , Lombard - Darlehen oder Schatzſcheine
„ aber ſie weiß nicht , welcher Betrag dieſer Zah —

lungen in Goldgeld eingehen wird . Der Eingang des

Goldgeldes wird durch das Verhalten des Publikums
geregelt .

Das Publikum aber verhält ſich , wie Knapp

ſchreibt , ſo :
In ruhigen Zeiten hat kein Privatier das Be —

dürfnis , große Vorräte an Goldſtücken bei ſich zu —

rückzuhalten ; man iſt froh , Banknoten oder Kaſſen —

ſcheine zu haben . Sind Zahlungen an die Bank zu
leiſten , ſo wählt man in ruhigen Zeiten — Gold —

ſtücke ſchon um ſie los zu werden . Dann alſo ſammelt

ſich Goldgeld bei der Reichsbank an , aber nicht durch
ein tätiges , ſondern durch ein leidendes Verhalten
dieſer Bank .

2
Allerdings wird hier und da , nämlich zu ge —

wiſſen Terminen für Lohn - und Beſoldungszahlungen
im Publikum ein Bedürfnis wach , Stücke von kleineren

Beträgen zur Hand zu haben , etwa Stücke von 20

Mark und darunter ; viele Banknoten , die früher ja
mindeſtens auf 100 Mark lauteten , mögen aus dieſem
Grunde zur Einlöſung dargeboten werden ; es ſcheint
aber nicht , als ob die Einlöſer gerade darauf dräng —

ten , Goldſtücke zu erhalten ; denn Talerſtücke und Fünf —
markſtücke würden eher noch dienlicher ſein . Das Be —

dürfnis des Publikums nach kleineren Stücken ſcheint
alſo nicht beſonders dazu beizutragen , der Bank ge —
rade Goldſtücke zu entziehen .

Wenn aber Störungen der Ruhe eintreten , z. B.

wenn die Bewegung der ausländiſchen Wechſelturſe
erwarten läßt , daß der „ Goldpunkt “ bald erſcheint ,
dann haben unſere Geldwechsler eine vorteilhafte Ver —

wendung der Goldmünzen in Sicht . Dies kann doch
nicht ohne Wirkung bleiben ; wer wird denn Gold —

ſtücke bei der Bank einzahlen , wenn ihm eine ganze
Reihe gleich wirkſamer anderer Geldarten zur Ver —

fügung ſteht !

In ſolchen Zeiten kommen alſo die Goldſtücke
nur ſpärlich herein , und wegen der nötigen Drit —

telsdeckung hat dann die Reichsbank ihre Noten —

ausgabe zu beſchränken es ſei denn , daß ſie ihren
Beſtand an Goldſtücken durch beſondere Mittel ſtärkt ,

oder daß ſie Barrengold anſchafft , das ja nicht auf
dem Zahlungswege eingeht .

Hier aber beginnt ein gewiſſes Dunkel ; man ſieht
nicht recht , wie ſich die Reichsbank , durch eigenes
tätiges Verhalten , Goldſtücke verſchaffen kann .

Knapp faßt ſeine Ausführungen dahin zuſam⸗
men , daß gerade der eine Umſtand , daß die Reichs —
bank keinen Einfluß auf die Geldarten hat , welche

man ihr bringt , aber ſtets bereit ſein ſoll , in Gold —

ſtücken zu zahlen , ſobald es der Kunde verlangt , von

den Praktikern leicht überſehen werde . Die Reichs —

bank hat kein Mittel , ſelber zu beſtimmen , wie groß
ihr Vorrat an Goldgeld ſein ſoll ; dieſer Vorrat iſt

bald groß , bald klein , je nach dem Verhalten des

Publikums . Aber wegen der Deckungsvorſchrift
hängt es von der Größe jenes Vorrates ab , wieviel

Noten die Reichsbank ausgeben darf , alſo wieviel

Wechſel ſie diskontieren und wieviel Lombard - Dar —

lehen ſie gewähren kann . Sobald das Deckungsverhält —
nis in Gefahr kommt , muß daher jetzt die Diskontie —

rung und die Lombardierung erſchwert werden , ſogar
dann , wenn ſolche Geſchäfte nur mit ganz ſicheren
Kunden abgeſchloſſen werden .

Anfrage .
Bekanntlich iſt in den 1890er Jahren auf dem

weſtlichen , an den Rhein grenzenden Teil der Gemar —

kung S . die große Induſtrie - Niederlaſſung R. ent —

ſtanden , welche zur Zeit ca . 3000 Seelen zählt und

auf jeden Beſucher den Eindruck eines in ſich abge —
ſchloſſenen Gemeinweſens macht . Es ſind 2 Schul —
häuſer und ein Gemeindehaus vorhanden , der Stab —

halter iſt Standesbeamter für R. und verwaltet die

Polizei mit Hilfe eines Gemeindeſekretärs , auch be —

ſteht bereits eine eigene katholiſche und eine evange —
liſche Kirchengemeinde . R. wurde im Jahr 1901 durch
landesherrliche Entſchließung als beſonderer Neben —

ort von S. , jedoch ohne eigene Gemarkung und eigenes

Vermögen erklärt . In Wirklichkeit hat R. ein voll⸗

ſtändig abgegrenztes Gebiet und ein eigenes Lager —
buch , ebenſo beſteht ein beſonderes Umlageregiſter , in

welchem aber auch die außerhalb des R. Gebietes

auf Gemarkung S . liegenden Grundſtücke bezw . deren

Steuerkapitalien der Einwohner von R. enthalten
ſind , während umgekehrt im Regiſter des Haupt —
ortes S . die Grundſteuerkapitalien von S . Einwoh —
nern bezw. deren im R. - Gebiet liegenden Gründſtücke

enthalten ſind .
Für R. iſt ſeit 2 Jahren ein Rechner beſtellt ,

welcher alle Gefälle für polizeiliche Verrichtungen als

da ſind : Fleiſchſchaugebühren , Gebühren in Bau —

ſachen , Gebühren der Gemeindebeamten , Strafen ,

Hundstaxen , ſodann Gebühren für Benutzung von Ge⸗

meindeanſtalten und Einrichtungen , Waſſerzins , Fried —
hofgebühren ꝛc. erhebt und ſämtliche Ausgaben des

Orts für deſſen Verwaltung , für Straßen und Wege ,
Waſſerverſorgung , Beleuchtung , Schule , Polizei ,

Armenpflege ꝛc. vollzieht , die Einnahmeüberſchüſſe an
die Hauptkaſſe abliefert oder Zuſchüſſe von derſelben
erhebt, , ein dem Hauptkaſſenbuch des Rechners von
S . anzuſchließendes Nebenkaſſenbuch aber keine Rech —

nung führt , vielmehr werden alle Einnahmen und

Ausgaben des Haupt - und Nebenorts in einer Rech —
nung vereinigt .

Dieſe gemeinſame Rechnungsführung hat manche

Schattenſeiten und ſchon der Umſtand , daß S . mit

ſeinen ca . 6000 Einwohnern eine vorwiegend Landwirt —

ſchaft treibende Gemeinde iſt , während der Nebenort
R. nur Induſtrieplatz iſt , läßt eine getrennte Rech —
nungsführung wünſchenswert erſcheinen .

Es frägt ſich nur , ob eine ſolche vom Gemeinde —

rat , der dieſelbe wünſcht , beſchloſſen werden darf ,
da R. weder eigene Gemarkung noch eigenes Vermögen
hat . Ich meinerſeits halte es auf Grund des § 15

Abſ . 2 R. ⸗Anw . für zuläſſig , daß für R. eine be⸗

ſondere Rechnung geführt werde und denke mir die

Sache ſo , daß alle Einnahmen und Ausgaben der
R. ⸗Abt . I, II und III in einer Anhangsrechnung für
R. beſonders dargeſtellt und in die Rechnung des

Hauptortes am Schluſſe jeder Rubrik und Unterrubrik

ſummariſch übertragen und zugezählt werden . Die
in R. zu erhebenden Umlagen wären dagegen nicht
unter § 10, ſondern unter § 12 zu vereinnahmen
und im § 40 an die Kaſſe des Hauptorts zu ver —

ausgaben , letztere aber hätte die erforderlichen Zu —
ſchüſſe an die R. - Kaſſe unter § 39 zu verausgaben .

Es waren bereits Verhandlungen mit M.

wegen Eingemeindung von R. im Gang , welche
aber vorerſt beruhen . Wenn dieſelben wieder aufge —
nommen werden , oder wenn R. zu einem ſelbſtändigen
Gemeinweſen erhoben werden ſoll Eines oder das
Andere wird mit der Zeit ſicher geſchehen „ ſo
würde eine ſo getrennte Rechnung ohne Zweifel eine

wertvolle Grundlage für die Auseinanderſetzung bieten .
Es kommt aber weiter in Betracht , daß die Rech —

nung von S. , welche im Lauf des Jahres als Haupt⸗
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buch geführt werden muß , dermalen zu umfangreich
iſt und daher von dem Gemeindebeamten , der ſie

bisher neben ſeinem ſonſtigen Dienſt geführt hat ,

wegen zu großer Arbeitslaſt nicht weiter geführt wer⸗

den kann , auch iſt die Arbeit dadurch weſentlich er —

ſchwert , daß ein großer Teil des Rechnungsmaterials
in dem ziemlich entfernten und von S . aus ſchwer

zu erreichenden R. liegt . Wird für R. beſondere Rech

nung geführt , ſo kann dieſe nach Jahresſchluß geſtellt

werden , die Rechnung des Hauptorts aber wird weſent —

lich kleiner und kann vielleicht , wie ſeither , von dem

Ratſchreiber weiter geführt werden .

Ich bitte um gefällige gutächtliche
über Obiges in der Zeitſchrift .

Aeußerung
N. N.

Antwort .

Die hier angeregte Trennung des Rechnungs

weſens für Teile einer und derſelben Gemeinde

liegt nicht im Sinne des § 15 Gem. - Rechg . - Anw.

Dieſe Beſtimmung hat eine getrennte Rechnungsfüh⸗

rung nur hinſichtlich einzelner Anſtalten und

Unternehmun gen einer Gemeinde im Auge ; die

in der Anfrage gewünſchte Maßnahme kann daher

nicht als zuläſſig erachtet werden .

Ob übrigens eine Trennung des Rechnungsweſens
in der oben dargelegten Weiſe die erwarteten Vorteile

gewähren würde , iſt zum mindeſten doch fraglich . Zu⸗

nächſt ſind die am Schluſſe obiger Anfrage gemachten

Ausführungen nicht zutreffend , da auch dieſe beſon⸗

dere Rechnung gemäß § 37 G. Rechg . - Anw. ſiehe

Zuſatz 6 von Müller , Muſer , Roth im Laufe des

Jahres als Hauptbuch geführt werden müßte . So⸗

dann würde eine geſonderte Rechnungsführung für
R. kein vollſtändiges und richtiges Bild von den auf

den Nebenort R. entfallenden Gemeindeeinnahmen und

Ausgaben gewähren , ſomit leicht zu unrichtigen

Schlußfolgerungen Veranlaſſung geben . Einerſeits
würden in dieſer Rechnung die von den allge

meinen Aufwendungen der Gemeinde auf R. fallen

den Betreffniſſe fehlen und anderſeits wieder Poſten

in ihr zur Buchung gelangen , welche den erwähnten

Nebénort an ſich nicht oder nur zum Teil berühren .

Dies gilt namentlich von den Umlagen , deren Er

hebung ohne Rückſicht auf die Lage der Grundſtücke

und der hieraus reſultierenden Steuerkapitalien —

lediglich davon abhängig iſt , ob der Umlagepflichtige
im Ortsteil R. oder im andern Gemarkungsteil ſeinen

Wohnort hat . Eine wertvolle Grundlage für die

Auseinanderſetzung bei einer etwaigen Eingemeindung
von R. nach M. würde bei einer ſo gearteten Rech⸗

nungsführung nicht geſchaffen , es wäre nicht einmal

ausgeſchloſſen , daß gerade die Rückſicht auf eine der⸗

artige Auseinanderſetzung nicht ohne einen gewiſſen

Einfluß auf die Maßnahmen wegen der rechneriſchen

Behandlung einzelner Arten von Einnahmen und Aus

gaben wäre .

Uebrigens bleibt es der Gemeinde unbenommen ,

in der gemeinſamen Rechnung die auf R. entfallenden

Einnahme - und Ausgabebeträge innerhalb Linie der

einzelnen Rubriken , ſoweit tunlich , beſonders anzu —

geben . Mſjr.

Anfrage .

Im Jahre 1894 , alſo vor 12 Jahren wurde der

Gehalt eines Gemeindebeamten ( Ratſchreibers ) auf

1400 M. feſtgeſetzt . Dagegen wurde vereinbart , daß

die Gebühren aus der alten Grund⸗ u. Pfand⸗

buchführung in die Gemeindekaſſe fließen . Mit

Einführung des neuen Rechts und mit Bezug anf

den Erlaß Gr . Miniſt . der Juſtiz und Unterrichts

vom 4. Auguſt 1905 Nr . 27657 ſiehe auch

Rechtspraxis Nr . 11 pro 1906 G. V. 49/05 hat

ſich dieſer Beamte ſeinen Gehalt nicht erhöhen

laſſen , wie dieſes faſt im ganzen Lande ge⸗

ſchehen ſondern es bezieht derſelbe die ge —

ordneten Gebühren wie ſolche ihm der Grundbuchbe —

amte auf Grund des Geſchäfts - Tagebuches anweiſt .

Iſt nun zum Fortbezug des ſeitherigen Gehaltes mit

1400 M. noch einmal die Genehmigung des Bürger —

ausſchuſſes und Staatsgenehmigung erforderlich oder

kann man den Ratſchreiber anhalten , auch die neuen

Gebührenn , die er als „ Hilfsbeamter “ bezieht
der Gemeindekaſſe zu überlaſſen , oder kann man ihm
den Gehalt kürzen nach Belieben oder

ev, um wie viel ? oder nach dem neuen oder

alten Recht , d. h. um den Betrag , den die alte

Grundbuchführung eingetragen oder die neue einträgt !

Wwenn der Ratſchreiber auf dem Gebührenbezug

beſteht , den ihm der vorgenannte Erlaß zuſichert . Im

ſeitherigen Vertrag handelt es ſich nur um die Ge —

bühren aus der alten Grundbuchführung die darch

Geſetz weggefallen ſind , wofür doch der

Ratſchreiber nichts kann !

Im Weiteren ſei noch zur Erläuterung ange —

führt :
Die Gebühren des neuen Rechts , alſo als Hilfs —⸗

beamter betragen jährlich ca . 100 —125 M. Dagegen

hat der Ratſchreiber Hilfsbeamte die ganze

Verantwortlichkeit für ſeine Arbeiten — während ſolche

doch früher der Gemeinderat Pfandgericht hatte !

Auch ſind jetzt die Arbeiten ſchwieriger und zeitrau⸗
bendere als früher unter dem alten Recht .

Wie Einſender bekannt , iſt auch in anderen Ge —

meinden , wo der Fall gerade ſo liegt , wie hier , zum

Fortbezug des ſeitherigen Gehaltes und jetzt noch
nebenbei die Gebühren als ſtaatlicher Hilfsbeamter
— welche ja der Staat zahlt irgend eine Ge —

nehmigung wie oben angedeutet auf Grund

dieſes Erlaſſes nicht erforderlich geworden .

Ferner iſt doch auch ſeit dem Jahre 1894 der

Lebensunterhalt auch eines Ratſchreibers mit Familie
ein weit höherer als früher geworden und wird in

dienſtl . Beziehung jeden Tag mehr von ihm ver⸗

langt und dürfte man ihm wohl dieſe kleine Auf —

beſfſerung gönnen , da ja auch alle übrigen Beamten

nach Beſſerung ihrer Lage ſtreben und auch er —

halten .
Wenn immer tunlich , ſo ſollte man in der Sache

etwaige Bürgerausſchußbeſchlüſſe vermeiden — wo

man ja weis , wie ſolche auf dem Lande oft ausfallen

glaube aber auch , da es ja ſonſt noch keine Anſtände

gegeben , auf Grund des mehrmals erwähnten Er⸗

laſſes nicht nötig ſein dürfte . —

Anmerkung . Für eine Haftpflichtverſiche —

rung wurde mir verlangt :
3000 Mark 48 M.

10000 Mark 98 M.

5 jährl . Verſicherung oder 10 Prozent Aufſchlag und

75 Prozent Entſchädigung ; das andere muß der Be —

amte zuſchießen !

Antwort .

Die Gehaltsregelung und Vereinbarung vom

Jahr 1894 wird ſich als gegenſeitiger Vertrag im

Sinne des §s 320ff B. ⸗G. B . darſtellen . Mit Ein⸗

richtung des ſtaatlichen Grundbuchamts iſt dem Rat⸗

ſchreiber die ihm obliegende Leiſtung , ſoweit ſie in

Abtretung ſeiner Gebühren aus der Grund - und

Pfandbuchführung alten Rechtsbeſtand , alſo teilweiſe ,

unmöglich geworden ; die Gegenleiſtung der Gemeinde

die Gehaltszahlung war daher entſprechend

zu mindern : §S 323 Abſ . 1 B. ⸗G. - B. ; die Gemeinde

kann auch verlangen , daß ihr ein Teil der Gebühren ,

welche der Ratſchreiber jetzt als Hilfsbeamter bezieht ,
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überlaſſen wird , dann iſt ſie zur vollen Gehalts —

zahlung verpflichtet : Abſ . 2 daſelbſt .
Die Ausübung der Rechte aus §S 323 B . - G. B .

iſt in das Ermeſſen der Gemeindebehörde geſtellt ;
macht ſie von ihrem Recht keinen Gebrauch , d. h.

verzichtet ſie auf Kürzung des Gehalts oder auf Er

ſatz des Einnahmeausfalls , ſo iſt in dieſem Verhalten
eine Freigebigkeitshandlung zu erblicken .

Die Zuſtimmung der Gemeinde und die Staats —

genehmigung ſind nach §S 56a 3 . 4 G. - O. dann

beſonders zu erwirken , wenn der Einnahmeausfall
200 M. überſteigt und im Gemeindevoranſchlag nicht

berückſichtigt iſt . Erhält ein Voranſchlag , in welchem

unter § 36b der volle Ratſchreibergehalt vorgeſehen
und unter §S 7c der Gebührenanteil des Ratſchreibers
aus Grundbuchgeſchäften weggelaſſen wird , die Zu —

ſtimmung der Gemeinde und die Staatsgenehmigung ,

ſo dürfte damit auch dem §S 56àa 3. 4 G. ⸗O. ge⸗

nügt ſein . Rgr .

Den Vollzug der ſozialen Verſicherungsgeſetze
betr .

An die Großh . Bezirksämter :
Die mannigfachen Aenderungen , welche die Geſetze

über die Kranken - , Unfall - und Invaliden Verſiche

rung im Laufe der letzten Jahre erfahren haben , be⸗

reiten erfahrungsgemäß den Beteiligten häufig Schwie

rigkeiten bei der Anwendung der Geſetze . Wir erachten

es deshalb für geboten , daß die Großh . Bezirksämter
als die hervorragend bei der Einführung dieſer Ge

ſetze zur Mitwirkung berufenen Behörden den Be

teiligten tunlichſt behilflich ſind , um die richtige An

wendung der Geſetze zu ſichern . Nach unſerer Wahr⸗

nehmung laſſen es zwar die Großh . Bezirksämter

Vollzug der Verſicherungsgeſetze im allgemeinen

nicht fehlen , und die Mitwirkung beim Voll

zug der Verſicherungsgeſetze nimmt ihre Beamten
Vollzug der Verſicherungsgeſetze nimmt ihre Beamten

häufig ſehr in Anſpruch . Gleichwohl glauben wir noch

beſonders darauf aufmerkſam machen zu ſollen , wie

wünſchenswert es iſt , daß die Großh . Bezirksämter
dieſer Tätigkeit ihre beſondere Aufmerkſamkeit zu —

wenden . Hierbei kommt nicht nur in Betracht die

amtliche Tätigkeit , welche durch beſondere geſetzliche
Vorſchrift ausdrücklich der Behörde übertragen iſt , wie

die Aufſicht über die Krankenkaſſen , die Herbeiführung
von Betriebsanmeldungen zur Unfallverſicherung und

die Führung von Unfallunterſuchungen , die Feſt

ſtellungen im Verfahren bei Anträgen auf Invaliden⸗
Renten uſw . , ſondern auch allgemein die Aus —

kunftserteilung über alle die Kranken⸗ ,

Unfall⸗ und Invaliden - Verſicherung be⸗
treffenden Angelegenheiten , ſoweit hier

durch die Intereſſen der Bezirksangehörigen gefördert
werden können . Eine ſolche allgemeine Pflicht zur Aus

kunftserteilung iſt in §S 57 Ziff . 5 des Invaliden - Ver

ſicherungsgeſetzes den unteren Verwaltungsbehörden

ausdrücklich auferlegt worden ; es iſt aber auch ohne

eine ſolche beſondere Vorſchrift die aus der amtlichen

Aufgabe der Bezirksverwaltungsbehörde folgende Ob

liegenheit , den Bezirksangehörigen in der Wahrung

ihrer Intereſſen auf dem ganzen Gebiete der ſozialen ,

öffentlich - rechtlichen Verſicherungen zu helfen . Wo es

angezeigt erſcheint , wird durch einen Anſchlag an der

amtlichen Verkündigungstafel oder durch eine , zeit —
weiſe zu wiederholende , entſprechende Veröffentlichung
auf dieſe Möglichkeit , von der Behörde Auskunft in

allen die Kranken - , Unfall - und Invaliden Verſiche

rung betreffenden Angelegenheiten zu erhalten auf⸗

merkſam zu machen ſein ; dabei wäre zu erwägen ,

ob nicht beſtimmte Stunden zu bezeichnen wären , in

denen abgeſehen von der ſonſtigen üblichen Dienſt

zeit die Verſicherten regelmäßig Auskunft erhalten
können , und welche nötigenfalls , auf eine , außerhalb

der regelmäßigen Bureauſtunden liegende Zeit zu legen

wären , um den Verſicherten die Einholung der Aus⸗

kunft ohne Verluſt am Verdienſt zu ermöglichen .

Es ſteht auch nichts im Wege , daß die Behörde

bei dieſer Auskunftserteilung auch in denjenigen Fäl —

len , in denen dies nicht , wie in § 70 Abſ . 2 des

Gew . ⸗Unf . Verſ . - Geſ . und § 57 Ziff . 1 Inv . Verſ .

Geſ. , im Geſetz beſonders vorgeſehen iſt , den Beteilig —⸗

ten behülflich iſt , ihre etwaige Erklärung in richtiger

Faſſung niederzuſchreiben . Selbſtverſtändlich iſt da —

bei vorausgeſetzt , daß die Behörde es auch an der

geeigneten Belehrung nicht fehlen läßt , wenn es ſich

um unbegründete und ausſichtsloſe Anträge handelt ,

und in ſolchen Fällen , wenn nicht eine geſetzliche Pflicht

zur Amtshandlung vorliegt , ihre Mitwirkung verſagt .
( M. d. J . , 29 . April 1904 , Nr . 19551 ) .

Staatsaufſicht über die Stiftungen .

a. Verfügungen von Todeswegen , durch welche

Stiftungen errichtet oder bedacht werden , ſind un

beſchadet der nach den beſtehenden Vorſchriften er⸗

folgenden Eröffnung an die mit der unmittelbaren Ver —

waltung betraute Behörde ( Stiftungsbehörde , wie Ge

meinderat , Stiftungsrat uſw . ) von dem Notariat ,

welches ohnehin in der Nachlaßſache tätig wird , der —

jenigen Behörde bekannt zu geben , welcher die Aufſicht

über die Stiftungsbehörde obliegt ( Bezirksamt , Ober⸗

ſchulbehörde , Verwaltungshof , Ev . Oberkirchenrat ,

Kath . Oberſtiftungsrat uſw . ) . Wenn jedoch die Stif —

tung von einer Mittel - oder höheren Stelle verwaltet

wird , dieſer alſo die Eigenſchaft der Stiftungsbehörde

zukommt , ſo bedarf es ſolcher Bekanntgabe ( an die

nächſt höhere Stelle ) nicht .

b. Wird die Verfügung von Todeswegen durch

das A. ⸗G. eröffnet und liegen die Vorausſetzungen zu
einer ſonſtigen Amtshandlung des Notariats nicht

vor , ſo hat auch die Bekanntgabe an die Aufſichts —

behörde durch das A. - G. zu erfolgen .
2 a. Mitteilungen , welche von einem Gericht oder

Notariat anläßlich der amtlichen Behandlung ſolcher

Verfügungen von Todeswegen an die Stiftungsbehörde

zu machen ſind , müſſen an dieſe ſelbſt und dürfen

nicht etwa an den Vorſitzenden oder ein Mitglied

derſelben gerichtet werden . In Betracht kommen hier

insbeſondere die Ladungen zur Eröffnung der Ver⸗

fügungen von Todesween (§8 2260 Abſ . 1 Satz 2,

§ 2300 B. ⸗G. - B. ) , Benachrichtigungen der zur Er⸗
öffnung nicht Erſchienenen von dem ſie betreffenden

Inhalt des Teſtaments u. dgl . ( 88 2262 , 23000 B. ⸗

G. B. ) , Ladungen zur Erbverzeichnung aus ſteuer

rechtlichen Gründen (§S 134 R. - P. ⸗O. , Dorner , Anm .

3 hierzu ) , Mitteilungen von Geſchäftsauszügen .
b. Erſcheinen Dritte oder der Vorſitzende oder

einzelne Mitglieder der Stiſtungsbehörde als deren

Vertreter bei Rechtsgeſchäften , ſo haben ſie Voll —

macht der Stiftungsbehörde vorzulegen .
3. Zu Erben eingeſetzten Stiftungen darf ein

Erbſchein nicht erteilt werden , bevor die nach § 1
des Stift . ⸗G. vom 5. Mai 1870 in der Faſſung vom

17. Juni 1899 erforderliche Staatsgenehmigung er —

gangen iſt , da durch dieſe die rechtliche Wirkſamkeit

der letztwilligen Verfügung bedingt iſt .

4. Im Hinblick auf dieſe rechtliche Wirkung der

ſtaatlichen Genehmigung ſoll das Notariat , wenn ein

Sterbfall zur Aufnahme eines Nachlaßverzeichniſſes
oder zu einer Auseinanderſetzung Anlaß gibt und der

Erblaſſer durch eine nach § 1 des Stift . ⸗G. der Staats⸗

genehmigung bedürftige Verfügung von Todeswegen

eine Stiftung errichtet oder mit einer den Wert von

5000 M. überſteigenden Zuwendung bedacht hat , in
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der Regel das Nachlaßverzeichnis oder die Ausein —

anderſetzung erſt dann abſchließen und Ausfertigungen
aus dem Geſchäfte erſt dann erteilen , wenn der Nach —
weis der ſtaatlichen Genehmigung erbracht iſt . Werden

vorher Ausfertigungen aus dem Geſchäfte begehrt , ſo

iſt dem Antrage ſtattzugeben , jedoch , ſoweit die Er —

teilung oder Verſagung der Staatsgenehmigung von

Einfluß auf den Inhalt der Ausfertigung iſt , in dem

Beglaubigungsvermerk anzugeben , daß die Staats —

genehmigung zur Errichtung der Stiftung oder zur

Zuwendung an die ſchon beſtehende Stiftung noch
ausſtehe .

5. Das Vorſtehende findet bei Zuwendungen an

Körperſchaften , insbeſondere an politiſche Gemeinden

oder Kirchengemeinden entſprechende Anwendung .

Juſt . ⸗Min . , 22 . April 1905 , Nr . 13260 .

Anſpruch des Nutznießers eines außerhalb des

Ortsetters liegenden Gebäudeanweſens auf

Anſchluß dieſes Gebäudes an die für den ge⸗

ſchloſſenen Ort beſtimmte Gemeindewaſſerlei⸗

tung .
Soll dem Mitglied eines Gemeindeverbands durch

ermöglicht werden , den Anſchluß
eines außerhalb des Ortsetters liegenden Gebäude⸗

anweſens , an dem ihm die Nutznießung
zuuſtelt, an

die Gemeindewaſſerleitung dadurch zu erreichen , daß
er entſtehende beſondere Mehrkoſte·n übernimmt , ſz

handelt es ſich nicht um eine gegenüber der Gemeinde

beſtehende Pflicht dieſes Gemeindemitglieds zur Ent⸗

richtung eines Beitrags , die durch das Geſetz oder

durch einen auf Grund des Geſetzes gefaßten Gemeinde —

beſchluß im Sinne der Gem . D . § 22 feſtgeſtellt wor⸗

den iſt ; die Zuſtändigkeitsbeſtimmung des Verw . - R. ⸗

Pfl . ⸗G. § 2 Ziff . 3 ( in der Faſſung des Geſ . vom

30 . Juli 1904 ) iſt daher nicht anwendbar. Vielmehr

ſteht eine Streitigkeit im Sinne des § 2 Ziff . 2 a a

O. zur Beurteilung , wenn durch die Kl lage der An⸗

ſpruch ddes Gemeindemitglieds auf die Teilnahme für
das bezeichnete Anweſen der von der Gemeinde er—

richteten öffentlichen Gemeindewaſſerleitung auf
Grund desthierfür gemachten Angebots geltend gemacht
wird . In das Gebiet der Aufgabe der Gemeinden fällt
die Einrichtung der öffentlichen Waſſerverſorgung als

Gemeindeunternehmen ; die Entnahme von Waſſer aus

der Gemeindewaſſerleitung unter Benützung der öffent —
lichen Brunnen iſt jjedermann geſtattet . Zur Erheb —

ung des erwähnten weitergehenden Anſpruchs iſt auch
der Nutznießer des darum ſachlich

legitimiert , da er in Beziehung auf eine zum Vorteil

der Gebäudebeſitzer eingeführte Gemeindeeinrichtung
gleichfalls als Intereſſent zu gelten hat und als guter

Hausvater handelt , wenn er dieſe Einrichtung für
den Gegenſtand ſeines Rechts in Anſpruch nimmt .

Der Nutznießer kann eine hierüber entſtehende Stre itig⸗
keit gegen die Gemeinde für ſeine Perſon führen . In

ſeinem Intereſſe liegt es , dabei der Zuſtimmung der

Eigentümer ſich zu verſichern ; aber es erſcheint nicht
notwendig , daß die Eigentümer als ſeine Streitge —

noſſen in dem Rechtsſtreit auftreten .
Wenn die Ausführung der Waſſerverſorgung einer

Gemeinde auf den geſchloſſenen Ort beſchränkt iſt , ſo
können nur die Gemeindeangehörigen in dem dadurch
beſtimmten Kreis die Benützung der Einrichtung unter

den aufgeſtellten Bedingungen verlangen und dieſen

Anſpruch im Falle der Verſagung gemäß Verw . R . ⸗

Pfl . ⸗G. S 2 Ziff . 2 durch verwaltungsgerichtliche Klage
verfolgen . Beſteht ein gleiches Bedürfnis für andere

Ortsteile , ſo kann die Staatsaufſichtsbehörde im Falle
der Weigerung der Gemeinde zur Befriedigung dieſes

Bedürfniſſes der Gemeinde entſprechende Auflage ge⸗
mäß Verw . ⸗G. § 6 Abſ . 1 Ziff . 2 machen , wenn die

Ausführung des Unternehmens ohne unverhältnis⸗

mäßig hohen Aufwand möglich iſt und
*3PÄ

Auf⸗
wand der Gemeinde nach ihren wirtſchaftlichen Verhält —

niſſenn 8 — zugemutet werden kann . Gegen
eine ſolche 2Verfügung ſteht der Gemeinde die Klage
bei dem Verw . - Ger . - H. gemäß Verw . - R. ⸗Pfl . ⸗G. § 4

Abſ 1 Ziff . 2 zu .
Verw . ⸗Ger . - H. , 14. März 1905 .

Unfall beim Holz zfällen.
Die 9 5 ung eines Waldes iſt zweifellos ein

Teil 8s8 forſtwirtſchaftlichen Betriebs ,
welcher aff die Bewirtſchaftung und Nutzung des

Waldobdens gerichtet iſt . Als Betriebsunternehmer
iſt in der Regel der Waldbeſitzer anzuſehen , und zwar

auch dann , wenn er dem Holzkäufer die Ausführung
der Holzfällarbeiten gegen eine in einer entſprechend

niedrigeren Feſtſetzung des Kaufpreiſes zum Ausdr. ick

kommende Vergütung überlaſſen hat ; nur wenn letz⸗

terenfalls der Käufer auch noch eine beſondere Pfleg⸗
des 39 mit übernommen hat , iſt anzunehmen , daß
für die Dauer dieſer Pflege und der vorausgegan —

genen oder nachgefolgten — Abholzung übergegangen
iſt ; auch dann aber iſt und bleibt der Be⸗
trieb ein forſtwirtſchaftlicher —

L. Verſ . ⸗A. ,
29.

Mai 1903 .

Unfall eines Knaben , veranlaßt durch Unfug

desſelben .
Der 11 Jahre alte Volksſchüler W. hat ſich im

Stalle des Landwirts St . zu ſchaffen gemacht , wo —

bei er mit dem linken Fuß in eine Maſchine hinein —

geriet und eine erhebliche Verletzung davontrug . Dieſen
Unfall ſuchte zwei Jahre ſpäter die verwitwete Mut —

ter des Knaben als einen im landwirtſchaftlichen Be⸗

trieb des genannten Landwirts erfolgten Betriebs⸗

unfall darzuſtellen . Die landwirtſchaftliche Berufs —

genoſſenſchaft hat den Gneſhädihungsanſprlg zurück⸗
gewieſen , weil von dem Verletzten eine ernſtliche land⸗

wirtſchaftliche Arbeit nicht geleiſtet worden und weil

überdies der Anſpruch verjährt ſei . Das Schiedsge⸗
richt hat ſich dieſer Auffaſſung angeſchloſſen und das

So berfeherun08hnt den Rekurs als unbegründet
zu rückgewieſen .

Nach der Darſtellung des Landwirts St . und

ſeines jeetzt 15 Jahre alten Sohnes iſt als feſtſtehend
zu erachten ,daß der Verletzte an der N
maſchine lediglich Unfug getrieben und ſich keineswegs
in ernſter Weiſe an derſelben beſchäftigt hat . Nach
der Ausſage des 5 — Chr . St . hat der Knabe L

zunächſt die Kalbin loszumachen geſucht , und als ihm
das von dem an der Rübenſchneidmaſchine beſchäftig⸗
ten Chr . St . unterſagt wurde , ſich , trotz deſſen Ab⸗

mahnung , der Maſchine genähert und weiter , um ,
wie er ſagte , zu ſehen, ob er auch mit dem Fuße
„ drillen “ könne, ſeinen Fuß auf den „ Driller “ ( der
Drehkurbel ) geſetzt , worauf der Fuß in die Maſchine
hineingeriet und verletzt wurde .

Ein landwirtſchaftlicher Betriebsunfall konnte bei

dieſer Sachlage nicht als vorliegend erachtet werden .

L. ⸗Verſ. ⸗A. , 30 . Deezmber 1904 .

Beſchädigung eines Kindes durch eine Futter⸗

ſchneidmaſchine .
Der achtjährige Kläger hat dem Beklagten zum

Vorwurf gemacht , er habe ſchuldhafterweiſe die Ver —

wahrung der Kammräder unten unterlaſſen . Nach
§ 276 B. ⸗G. ⸗B. iſt nur die im Verkehr erforder⸗

Sorgfalt zu beachten ; es kann aber aus dieſem
Paragraphen nicht die Pflicht gefolgert werden , jede
denkbare Möglichkeit der Annäherung von Kindern an

Gefahren bergende Maſchinen auszuſchließen ( Urt . d.

„
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R. ⸗G. vom 24 . Oktober 1904 im „ Recht “ 04 S .

601 Nr . 2592 ) . Durch den auf der Maſchine befind —

lichen Deckel war die Möglichkeit ausgeſchloſſen , daß
eine von oben »der ſeitlich greifende Hand die

gehenden Kammräder berühren konnte . Eine , wenn

auch an ſich mögliche , Verſchalung der Kammräder

unten — dieſe befinden ſich etwa in Hüfthöhe iſt

allgemein nicht üblich . Die Maſchinenfabriken , welche
die Verſchalung , wie ſie hier vorhanden iſt , mit der

Maſchine liefern , unterlaſſen , einen Schutz nach unten

anzubringen , weil er eben auf Grund allgemeiner

Erfahrung und Verkehrsübung nicht für erforderlich

gilt , da die Möglichkeit , daß eine Berührung durch

Greifen von unten nach oben , wenn nicht als ausge —

ſchloſſen , ſo doch als ſo fernliegend erachtet wird ,

daß an ihren Eintritt gar nicht gedacht wird . Eine

Verletzung durch Einklemmung der Finger in die

gehenden Kammräder iſt tatſächlich nur ſo denkbar ,

daß ein Kind vermöge ſeiner geringen Größe an

die Räder langt . Im Gang befinden ſich die Räder

eben nur , wenn die Maſchine gebraucht wird , eine

derantwortliche Perſon alſdo in der Nähe iſt , welche
die Berührung eines Kindes mit den Kammrädern ,
wie vorauszuſetzen iſt , verhütet . Deſſen Verletzung

iſt alſo ohne Verſchulden der die Maſchine bedienenden

Perſon nur denkbar , wenn das Kind , von dieſer un —

bemerkt , herangekommen iſt . Da , wie oben ſchon feſt —

geſtellt , V. ein wenn auch erſt 156jährigen Knecht
— eine mit dem Betrieb der Maſchine vertraute und

auch ſonſt zuverläſſige Perſon iſt , brauchte der Be —

klagte dlamit , daß V. ein fremdes Kind ſchuldhaft
vor den Kammrädern , nicht bewahrt , nicht zu rech —

nen . Der Kläger hat weiter behauptet , der Beklagte
habe vorausſehen müſſen , daß die Neugierde fremde
Kinder insbeſondere dann zu der gehenden Maſchine
heranziehen werde , wenn daran ſchon ſein Kind , wel —

ches er dem V. zur Beihilfe mi çgegeben habe , tätig

ſei . Der Kläger hat üunterlaſſen in tatſächlicher Be —

ziehung darzulegen , weshalb Beklagter dies habe vor⸗

ausſehen müſſen . Es iſt nicht behauptet , daß die frag —
liche Tenne leicht zugänglich , daß ſie auch von fremden
Kindern ſchon betreten worden ſei , insbeſondere auch

nicht , daß , wenn dies der Fall ſein ſollte , der Beklagte
dies gewußt habe . Nur beim Vorliegen derartiger

Tatſachen könnte man von einer Vorausſehbarkeit in

der vom Kläger angedeuteten Richtung überhaupt

ſprechen . Selbſt wenn man aber auch annehmen wollte ,

Beklagter habe die Möglichkeit in Rechnung ziehen
müſſen , daß ſein Sohn und dadurch auch fremde
Kinder beim Futterſchneiden mithelfen würden , ſo
konnte er doch nicht unterſtellen , daß die Kinder unter

die im Gang befindliche Maſchine krie⸗

chen und in das Räderwerk greifen könnten , denn

er wußte ja , daß eine zuverläſſige Perſon ( V. ) ſich
bei der Maſchine befinde . Nach der oben feſtgeſtellten
Beweislage iſt aber der Kläger von V. unbemerkt unter

die gehende Maſchine gekrochen , (— ſelbſt wenn V.

ihm das anbefohlen oder ihn gar hinnuntergeſtoßen
haben ſollte , ſo konnte der Beklagte das nicht voraus⸗

ſehen —) . Ob etwa den Kläger ſelbſt eine Schuld im

Sinne der §8 828 Abſ . 2, 823 B. ⸗G. ⸗B. trifft ( vgl .

hierwegen R. - G. 53 , 157 , Recht 1904 S . 601 Nr .

2592 ) , kann unerörtert bleiben ; es liegt übrigens

nahe , die Frage zu bejahen . Bei dieſer Sachlage iſt

es unerheblich , ob etwa , wie Kläger jetzt unter Be —

rufung auf den Sachverſtändigen behaupten will , in

neuerer Zeit Futterſchneidmaſchinen hergeſtellt werden ,

bei denen die Kammräder auch unten verſchalt wer —

den . Denn da Beklagter erwieſenermaßen die Möglich —
keit einer Verletzung eines Kindes durch die Kamm —

räder nicht vorausſehen konnte , hatte er auch keinen

Anlaß , eine ſolche untere Verſchalung nachträglich an —

bringen zu laſſen . Zudem iſt nicht behauptet und

unter Beweis geſtellt , der Beklagte habe davon Kennt

nis gehabt , daß man nunmehr auch unten verſchale .
Dieſes Wiſſen iſt zudem umſoweniger anzunehmen ,
als ja dargetan iſt , daß „ alle derartigen Maſchinen “
den Schutz haben , wie ihn auch jene des Beklagten

aufweiſt .

Gebühren für das Verzeichnis der Almendſtücke
bei der Zwangsvollſtreckung in Almendnutzen .

Es haben ſich Zweifel darüber ergeben , welche

Gebühren für die Erteilung von Verzeichniſſen der

einer Perſon zugeteilten Almendgüter , wie ſie bei

Zwangsvollſtreckung in Almendnutzen benötigt werden ,

anzuſetzen ſeien . Zur Beſeitigung dieſes Zweifels hat
das Min . des Innern im Einverſtändnis mit dem

Juſt . ⸗Min. durch Erlaß vom 3. Juli ds . IJs . Nr .

28 779 die Bezirksämter beauftragt , die Bürgermeiſter —
ämter darauf hinzuweiſen , daß zur Erteilung der —

artiger Verzeichniſſe die Bürgermeiſter zuſtändig ſind
und diaß für die Erteilung des Verzeichniſſes nur

die für Vermögensverzeichniſſe feſtgeſetzte Gebühr des

§ 9 der Gemeindegebührenordnung anzuſetzen iſt .

Erbauung von neuen Rathäuſern zur Gewinn⸗

ung von Dienſträumen für die G. ⸗B . ⸗Ae .

Die Möglichkeit , in einer kleinen Landgemeinde
ein G. B . - A. dauernd zu belaſſen , hängt außer von

dem Vorhandenſein ausreichender Räumlichkeiten auch
davon ab , daß von der Gemeinde eine zur Ver —

ſehung des Hilfsbeamtendienſtes geeignete Perſönlich —
keit als Ratſchreiber angeſtellt wird . Die dauernde Ge —

winnung eines brauchbaren Hilfsbeamten ſtößt aber

ſelbſt in größeren Gemeinden vielfach auf Schwierig —

keiten , und die Unmöglichkeit , einen geeigneten Hilfs —

beamten zu finden , zwingt nicht ſelten zu einer Ver —

legung der G. B. - Führung . Schon deshalb wird es

in der Regel zweckmäßig ſein , daß eine kleine Ge —

meinde , um ein eigenes G. - B. - A. zu erhalten oder

wiederzuerlangen , nur dann zur Erbauung eines

eigenen Rathauſes ſchreitet , wenn auch ſonſtige drin —

gende Bedürfniſſe (3z. B. nach Errichtung eines neuen

Schulhauſes ) die Erſtellung eines Neubaues fordern .

Wenn ein ſolches Bedürfnis nicht vorhanden iſt , wird

die Uebertragung der G. —B. - Führung an eine andere

Gemeinde meiſtens der Errichtung eines neuen , eigenen
Rathauſes vorzuziehen ſein . Denn nach Zuſammen —
legung der G. = B. - Führung der Gemeinden wird nicht
nur die Herſtellung größerer und beſſerer Dienſt —
räume auf gemeinſame Koſten ( vgl . Bad . - Rpr . 1905

Seite 285 Nr . 94 Ziff . III ) , ſondern auch die dauernde

Gewinnung eines brauchbaren Hilfsbeamten eher

zu erreichen ſein , als dies für die einzelne Gemeinde

möglich wäre .

Juſt . ⸗Min. , 26 . Oktober 1905 .

Unfall beim Spatzenſchießen .
Als K. W. im Garten ſeines Vaters nach Spatzen

ſchoß , flog ihm der Zündkegel des Gewehres in das

Auge und zerſtörte dasſelbe . Die landwirtſchaftliche
Berufsgenoſſenſchaft wies der auf dieſen Unfall ge
gründeten Entſchädigungsanſpruch ebenſo zurück wie

das Schiedsgericht die gegen dieſen Beſcheid erhobene

Berufungsklage . Auf einen andern Standpunkt ſtellte

ſich das L. Verſ . ⸗A.
Von Belang für die Frage , ob der vorliegende

Unfall im Sinne des Geſetzes als bei dem Betrieb der

Landwirtſchaft vorgekommen anzuſehen iſt , kann nur

ſein , einmal ob das Schießen nach Vögeln überhaupt
als eine den Zwecken des Betriebs der Landwirtſchaft

dienliche Maßnahme angeſehen werden kann ,
und ſodann , ob der konkrete Schuß dadurch veran —
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laßt wurde , daß der Schießende damit jenen

Zwecken dienſtbar ſein wollte . Sind dieſe

Vorausſetzungen gegeben , ſo kann es nicht weiterhin
darauf ankommen , ob die Maßnahme nach den Um⸗

ſtänden des gegebenen Falles den gewollten Erfolg

3 konnte .
Da Kläger an dem fraglichen Tage geſchoſſen

hat , um die Pflanzungen im Garten ſeines Vaters

vor den ihnen durch die Vögel — — — Schädigungen
zu ſchützen , dieſes Verfahren auch von anderen Land —

wirten daſelbſt geübt wird und Anhaltspunkte , daß
der Beſchädigte , etwa aus Liebhaberei geſchoſſen hat ,
fehlen , erſcheint der Entſchädigungsanſpruch als be —

gründet und die Genoſſenſchaft zur Leiſtung einer ent —

ſprechenden Rente für verpflichtet .
L. ⸗Verſ . - A. , 20 . Mai 1904 .

Schätzung des Kauſwertes zum Zweck der Akzis

berechnung .
In Gemeinden , in denen das Grundbuch noch

nicht als Kugelegt anzuſehen , das Verkehrsſteuergeſetz
ſamt Vollzugsvorſchriften ſomit noch nicht in Kraft

getreten iſt ( vergl . §S 48 V. St . ⸗G. ) , iſt eine zur

Akzisberechnung erforderliche Schätzung des Kauf —
wertes nicht durch den Gemeinderat , ſondern durch
die für Schätzung unbeweglicher Güter im Zwangs —

verfahren. aufgeſtellten Schätzer (vgl . §S 25 Ziff . 2

der Dienſt n . zur amtlichen Zuſammenſtellung
der Akzisgeſetze und § 4 der Liegenſchaftsvollſtreckungs⸗
ordnung vom 10. Juli 1891 ) Fonzakehnen und es

ſind hierbei die Vorſchriften des S § 25—31 der an⸗

geführten Dienſtanweiſung zu beobachten . Der Akzis⸗
pflichtige hat ein Recht 3 daß die Schätzung
von den hierzu berufenen Organen und genau nach
den für das Schätzungsverfahren geltenden Vor ſchriften
vorgenommen werde . Ein Akzisanſatz , der auf einer

hiergegen verſtoßenden Schätzung beruht , iſt daher

hinfällig .
Verw . ⸗Ger . - ⸗H. , 6. Januar 1905 .

Invalidenverſicherung der Hebammen .

Entſprechend dem in der Anleitung des R. Verf
A. vom 19. Dezember 1899 , betr . den Kreis der 3
dem Inv . ⸗V. ⸗G. verſicherten Perſonen , unter J Ziff .
29 Abſ . 3 und Ziff . 55 Abſ . 5 Ausgeführten wird

man davon ausgehen müſſen , daß auch die Gemein⸗

de hebammen nicht invalidenverſicherungs pflich —

tig , 8 rn ebenſo wie die freipraktizierenden Hebam⸗
men als ſelbſtändige die ke Lohn⸗
arbeiter beſchäftigen , nur gemäß § 14 Ziff. 22 d. Geſ .
zur Selbſtverſicherung , und

zwoh
in einer beliebigen

Lohnklaſſe (§S 145 Abſ . 1. Satz 2 des Geſ . ) auf ihre
cigeneen Koſten berechtigt ſind , wobei aber in

Betracht kommt , daß der Eintritt in die Selbſtverſiche —
nur vor der Vollendung des vierzigſten Lebens —

jahres zuläſſig iſt , eine rechtzeitig begonnene Selbſt —

verſicherung aber auch ſpäter fortgeſetzt oder gemäß
§ 46 Abſ . 4 des Geſ . erneuert werden kann . Außer
den zur Selbſt verſicherung berechtigten , noch nicht
40 Jahre alten Hebammen ſind zur Weiter verſiche —
rung ebenfalls auf ihre eigenen Koſten und in

einer beliebigen Lohnklaſſe nach §S 14 Abſ . 2 des

Inv . ⸗V. ⸗G. auch alle diejenigen mehr als 40 Jahre
alten Hebammen berechtigt , die früher in einem die

Verſicherungspflicht begründenden Beſchäftigungsver —
hältnis geſtanden und auf Grund dieſes Verhältniſſes
mindeſtens 100 Beiträge geleiſtet haben ( ogl . S 29

Abſ . 2 des Inv . V. ⸗G. ) , ſpäter aber aus der ver⸗

ſicherungspflichtigen Beſchäftigung ausgeſchieden ſind .
Dieſe Hebammen können die Verſicherung freiwillig
fortſetzen oder gemäß § 46 Abſ . 4 des Geſ . erneuern ;
da das Geſetz für die Erneuerung der Verſicherung eine
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Friſt nicht beſtimmt hat , können auch jahrelang zurück —

liegende Verſicherungsverhältniſſe hier wieder von Be —

deutung werden . ( Vgl . Iſenbart und Spielhagen ,
Kommentar z. Inv . V. ⸗G. , Note 17 zu § 46) . Die

hiernach im Wege der Selbſtverſicherung und der

Weiterverſicherung zuläſſige freiwillige Verſicherung
der Hebammen ſoll nun in der Weiſe erleichtert wer —

den , daß vom 1. Januar d. J . ab die Hälfte der

Beiträge , welche für die Hebammen zu bezahlen ſind ,

ohne Rückſicht auf die Lohnklaſſe , für welch E Beiträge
geleiſtet werden , jeweils am Ende des Jahres aus der

Staatskaſſe erſetzt wird , ſofern von der anderen Hälfte
mindeſtens die Hälfte des Beitrags in der LohnklaſſeI ,

— mindeſtens wöchentlich 7 Pf . und jährlich 52

mal 7 Pfg . gleich 3 M. 64 Pf . auf die Gemeinde⸗

kaſſe übernommen wird . Hiernach hat die Hebamme
bel der Verſicherung in der I. Lohnklaſſe gar nichts
in der II . Lohnllaſſe ( 20 : 2 ⸗10 ) 73 Pf . wö⸗

chentlich, in der III. Lohnlae. 5 25

Pfg . , in der IV . Lohnklaſſe ( 30 ⸗ 15 S8Pfg .
und in der V. Lohnklaſſe ( 36 : 2 18 ) 11 Pfg .
wöchentlich aus Cigenem aufzubringen . 9550 Zweck
des Erſatzes der hiernach auf die Staatskaſſe zu über⸗

nehmenden Beitragshälften haben die Gemeindebehör —
den die Beiträge für die freiwillig verſicherten Hebam⸗

men vorſchüßlich auszulegen , und zwar , ſofern ſich
die Hebamme nicht zur Bezahlung der n

für die Verficherung in einer höheren
Lohnklaſſe bereit erklärt , in der J. Lohnklaſſe, und

ſodann jeweils zu Beginn des Jahres die für das

letzte Jahr ausgefüllte Quittungskarte dem Bezirksamt
vorzulegen , welches den der Gemeinde aus der Staats —

kaſſe zu erſetzenden Betrag zu berechnen und jeweils
im Monat Januar , und zwar errſtmals im Januar

1906 , gemeinſchaftlich für die ſämtlichen Gemeinden

des Bezirks Vorlage bezw . Sehlanzeige a an das Min .

d. Inn . zu erſtatten hat. Den nicht als Gemeinde —

hebammen angeſtellten , frei praktiziere nden Hebam⸗

men , die zur freeiwil lligen Verſicherung in derſelben

Weiſe berechtigt ſind , wie die Gemeindehebammen ,
kann eine Erleichterung der Verſicherung durch Ueber —

nahme eines Teils der Verſicherungsbeiträge auf die

Staatskaſſe nicht bewilligt werden .

Min . d. Inn . , 17 . Jan . 1905 , Nr . 2132

Eintritt der Hilfsbedürftigkeit .
§ 28 , §S 30 Abſ . 1b U. ⸗W. ⸗G.

Wenn auch nur Reiſegeld zur Erreichung eines

beſtimmten Reiſeziels erbeten und vom Bürgerme iſter
aus ſeiner Handkaſſe verabreicht worden iſt , ſo ſckhließt
dies nicht aus , daß hiermit die Hilfsbedürftigkeit des

Empfängers in einer für die Armenbehörde erkenn —

baren Weiſe hervorgetreten ſei . Denn das Verlangen
einer Reiſeunterſtützung enthebt die Armenbehörde

nicht der Verpflichtung , die Lage und Verhältniſſe des

Bittſtellers zu prüfen und hiernach die geeignete Art

der Armenfürſorge eintreten zu laſſen , nach Um —

ſtänden alſo ihn und ſeine Familie in Verpflegung zu
nehmen , bis feſtſteht , daß am Orte des Reiſeziels
die Famiie ihr Fortkommen findet oder ſonſt die

Hilfsbedürftigkeit behoben iſt .
(7. Februar 1905 . )

Unfallverſicherung . Bruchleiden .
A. B. erhob Anſpruch auf Unfallrente mit der

Behauptung , daß er ſich in ſeinem landwirtſchaft —
lichen Betrieb einen Unterleibsbruch zugezogen habe .
Die landwirtſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft und das

Schiedsgericht lehnten den Anſpruch ab , da ſie an —

nahmen , daß nicht eine traumatiſche , ſondern eine

allmähliche Entſtehung des Bruches vorliege . Das

Landesverſicherungsamt hat dagegen dem Kläger Un —
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follentſchädigung zuerkannt . In tatſächlicher Hin⸗

ſicht ſſtellen die Entſcheidungsgründe feſt , daß A. B.

einen ſchwer beladenen Heuwagen durch Zerren und

Drücken an der ſogen . Langwiede beiſeite zu ſchieben

ſuchte , um dem vornen abgeſpannten , unruhig ge —
wordenen Zugvieh den Austritt aus der Scheune zu

ermöglichen , daß er während dieſer körperlichen An —

ſtrengung plötzlich einen heftigen ſtechenden Schmerz
im Unterleib verſpürte , ſich alsbald in ſeine Woh —
nung und zu Bette begab , und ſeinem Sohne eine

bohnengroße Geſchwulſt am Unterleib zeigte , daß er

alsdann verſchiedene Hausmittel zur Linderung der

Schmerzen anwendete und ſchließlich ſich am zweiten

Tage nachher zu dem Arzte begab , der einen „ wall —

nußgroßen “ , äußerſt empfindlichen und bei der Enge
der Bruchpforte nicht leicht zurückzubringenden Schen —
kelbruch vorfand . Die Entſtehung des Bruches auf
traumatiſchem Wege hält der Arzt für durchaus
wahrſcheinlich . Umſtände , welche die Angabe des Re —

kursklägers , daß er bis zum Tage des Unfalls frei
von jedem Bruchleiden geweſen ſei , als unglaubhaft
erſcheinen laſſen könnten , ſind nicht ermittelt worden .

Weiter führen die Entſcheidungsgründe aus :

Es liegt in der Natur der Sache , daß in der —

artigen Fällen ein ſtrikterer Beweis für die Art der

Entſtehung des Leidens nicht erbracht werden kann ;
man iſt immer mehr oder weniger auf Wahrſchein —
lichkeiten angewieſen . Die größere Wahrfſcheinlich⸗
kleit ſpricht aber hier entſchieden für die Annahme ,

daß der in Rede ſtehende Bruch eine Unfallfolge
iſt . Es ſind auch alle Merkmale , welche das Reichs —

verſicherungsamt in ſeinen bekannten Grundſätzen für
die Annahme der traumatiſchen Entſtehung eines

Bruches verlangt , in ausreichendem Maße vorhanden .
Daß der auswärts wohnende Arzt erſt am zweiten

Tage nach dem Unfall zu Rate gezogen wurde

welchem Umſtand das Schiedsgericht eine beſondere
Bedeutung beimeſſen zu ſollen glaubte —widerſtreitet
jenen Grundſätzen , die ſelbſtverſtändlich nicht rein

ſchablonenmäßig angewendet werden dürfen , nicht.
Richtig mag ſein , daß , wie der Sachverſtändige in

ſeinem Gutachten hervorhebt , Schenkelbrüche bei plötz —
lichem Hervortreten in der Regel Ginkle mmungen
zur Folge haben , welche Folge hier nicht eingetreten
iſt , allein von der Regel gibt es auch Ausnahmen
und es ſteht durchaus kein Bedenken entgegen , er —

ſcheint vielmehr als gerechtfertigt , im vorliegenden
Falle eine ſolche Ausnahme als gegeben zu erachten ,
und zwar um ſo mehr , als der behandelnde Arzt
angibt , daß bei dem Verletzten „ ſchwere Stö —

rungendes Allgemeinbefindens , wiebei

Einklemmungen “ aufgetreten ſeien .
( L . V. ⸗A. , 14. Oktober 1904 . )

Lebensverſicherung .

Die Karlsruher Lebensverſicherung auf Gegen —
ſeitigkeit vormals Allgemeine Verſorgungs - Anſtalt

erzielte nach den vorläufigen Mit im Jahre
1905 hervorragend günſtige Reſultate .Der Neuzugang
belief ſich auf 7200 Verſicherungen über 38 Millionen
Mark ( 1904 : 35 Mill . ) und war damit weitaus der

höchſte , den die Anſtalt bisher überhaupt zu ver —

zeichnen hatte . Auch der reine Zuwachs war trotz des

gegen 1904 um nahezu 1 Million geſtiegenen natür —
lichen Abgangs durch Tod und Erleben beträchtlich

größer als je in einem Jahre vorher . Er belief ſich

duff
3750 Eeerle über 22½ Millionen und

erhöhte damit den Geſamtverſicherungsbeſtand auf
125 700 über 560 Millionen Mark .

Durch Ableben von 1292 Perſonen wurden im Jahre

1905 über 6 Millionen Mark fällig . Die Sterblich⸗
keit blieb damit wieder um etwa 32 Prozent hinter
der Erwartung zurück . Ihre ſo überaus erfreulichen
Erfolge hat die Karlsruher nicht ——

mindeſten ihren
mit dem 1. Januar 1905 eingeführten neuen Verſiche⸗
rungsbedingungen zu verdanken , die ſich nach jeder

Richtung hin durch die größte Liberalität auszeichnen .
Die Großh . badiſchen Miniſterien haben mit der Karls —

ruher Lebensverſicherung einen Vertrag abgeſchloſſen ,
wodurch beſondere Vergünſtigungen eingeräumt ſind .
Die Verſicherungsnahme bei dieſer Anſtalt kann des —

halb nur empfohlen werden .

Briefkaſten .

Hr . Bürgſtr . M . T . in Fr .
Um für die Abrechnung mit dem Hauptlehrer

die nötigen Grundlagen zu erhalten , wäre zunächſt
die Zahl der wöchentlich erteilten Unterrichtsſtunden

( einſchließlich Turnunterricht ) feſtzuſtellen und zwar
fürs Sommerhalbjahr wie fürs Winterhalbjahr

Beträgt dieſe Stundenzahl z. B. im Sommer⸗

halbjahr 34 , dann berechnet ſich die beſ . Vergütung
des Lehrers für Ueberſtunden auf 34 —32 ⸗2 mal
60 M. ⸗ 120 M. : 2⸗60 M. . Erteilt der betr .

Lehrer im Winterhalbjahr nur 32 A
in der Woche , dann hat er eine beſ . “Vergütung nicht

zu beanſpruchen , auch wenn ſich unter dieſen 32 Stun⸗

den 2 5 befinden ſollten . Erteilt er aber

im Winterhalbjahr nur 30 Unterrichtsſtunden , weil
in dieſer Zeit 4 Turnunterrichtsſtunden ausfallen ,
dann wäre es nicht angängig , dieſes Weniger von
2 Stunden mit den 2 Ueberſtunden im Sommer —

halbjahr wettzuſchlagen .
Das geſetzliche Stundendeputat des Lehrers be —

trägt wöchentlich 32 Unterrichtsſtunden ( Turnunter —
richt eingerechnet ) .

Hr . Gemeinderechner L. in B . Wir verweiſen
auf § 4 der Verord . Gr . Finanzminiſteriums vom
24 . November 1902 Geſ . - Blatt S . 354 . Dieſer lautet :

„ 1. In dias Umlageregiſter werden die

nach §S 80 a der Gemeindeordnung und der Städte —

ordnung Beitragspflichtigen in der durch das Ka —

taſter der mit Einkommen unter 900 M. Umlage —
pflichtigen ( § 2 Abſ . 5) gegebenen Reihenfolge als

beſondere Abteilung aufgenommen .
2. Am Anfang des Monats Dezember hat der

Gemeinderechner dem Steuerkommiſſär ein vom Ge —
meinderat als richtig beurkundetes Verzeichnis der —

jenigen in dieſer beſonderen Abteilung aufge⸗
nommenen Perſonen einizureichen , deren Umlage
infolge des Todes oder Wegzugs aus der Gemarkung
nicht oder nicht ganz erhoben werden konnte , worauf
der Steuerkommiſſär das Kataſter in der in §S 2

Abſ . 4 bezeichneten Weiſe zu bereinigen hat . “

Um in der Aufſtellung der Steuerkapital⸗D Dar⸗

ſtellungen für die Gemeinden keine Verzögerungen ein⸗
treten zu laſſen , erſcheint die rechtzeitige Einſendung
des fragl. Verzeichniſſes an Gr . Steuerkommiſſär ge —
boten .

Das Inhaltsverzeichnis für die Jahre 1905

und 1906 wird der Januar - oder Februar⸗

Nummer dieſer Zeitſchrift beigelegt werden .

Die Schriftleitung .
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familien- Musik - Lesang- und -
E.

Fprech - Apnarat·
Apparat genau wie untenstehende Ab —

bildung . — Umtausch innerhalb acht

Tagen gestattet .

Nit 5ö; nachf . Zonophon - Platten

Dnur 35 Mk .

Platten :

1. „Stille Nacht , heil . Nacht “ , Gesangs - Quartett .
2. „ Mühle im

Schwarzwald ,

——

————

Dieſe 4 Impreſſen ſind den neueſten Vorſchriften ent —

ſprechend , wenn mit unſerer Firma verſehen

Unberechtigter Nachdruck wird gerichtlich verfolgt

Voranſchläge für Stiftungen .

Rechnungsimpreſſen Einnahmen , Ausgaben ,
ohne Bezeichnung .

Kapital⸗ und Zins⸗Impreſſen .

Verzeichniſſe über die anzuweiſenden
Tagesgebühren der Gemeindebeamten .

Rechnungsimpreſien mit Vordruck
und zwar von § 1 bis § 45 Einnahmen und Aus —

gaben .
Der Gebrauch dieſer Vordruckimpreſſen erſpart nicht

nur viel Zeit , ſondern er vereinfacht und erleichtert auch die

Arbeit der Rechnungsſteller und der Reviſion . Sie ſind
darum mit Recht beſtens empfohlen .

PdDas Recht zum Druck und Vertrieb

dieſer Impreſſen haben wir allein erworben .

Für Stiftungen .

Journal ( Kaſſenbuch ) .

——

——
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Musik .
3. „ Tief im Böh -

merwald “ , Mus.
4. Karneval in

Venedig “ , XyI.
5. „ Das ist der

Tag d Herrn “ ,
Gesangs - Quart .

brammophon - Titel mit Vorbericht

Versandhaus Darſtellung des Vermögens und der Schulden

„ Wunderhorn “ Sanfende Einnahmen
§ 7. Zinſen aus Grundſtockskapitalien

Lrumer & Ausgaben⸗Darſtellung und Zuſammenſtellung

Schrack
Strassburgi - k
Küssstrass . 1517

Für Vormundſchaftsrechnungen .

Titel mit Vorbericht Form . 1

Einnahmen X. II

7˙ „
Pelefen 1939.

Liegenſchafts - Erlös Form . III

„ Etteag :

CAEKITEAEA Ausgaben B V

8 55 Tagebuch (Kaſſenbuch) VI

Rechnungsſtellung Impreſſen für Waldwirtſchaft .

übernimmt geprüfter Revident unter Zuſicherung gewiſſen — Ganz neu :
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hafter Erledigung . HFolzverſteigerungsprotokoll mit Einzugsregiſter ,
Gefl . Auftrage

an W elcetaßele
d. Zeitſchrift in Holzaufnahmsbüchle , Taſchenformat u loſe Bogen

2 9* I . 20 erbeten . 2 0 * 7

Bonndor 3 — — f — — HGolzverſteigerungsprotokoll für Langholz ,

Tilgungspläne Holzaufnahmsliſte über Bau⸗ und Nutzholz ,
Klafterholz ,
Reiſig und Abfallholz ,

1 ( - Wenigſtbietenden ) ,

7
2 ( Meiſtbietenden ) ,

Holzaufarbeitungs⸗Protokoll ,
Aufnahme⸗ und Abgabeliſten ,
Holzmacherlohnzettel , Holzhauervertrag ,
Holzbedarfsliſte , Holzaufnahnsliſten ,

werden durch einen Sachverſtändigen genau und in kür⸗ „ „

zeſter Friſt gefertigt . Adreſſe durch die Geſchäftsſtelle 7

dieſer Zeitſchrift . Monatsſpalten , Form .

Den titl . Gemeindebtamten
empfehlen wir unſer größtes Lager in

Imprellen für den täglichen Bedarf .

Sämtliche Formulare ſind auf Normalpapier gedruckt , Taglohnzettel , Taglohnliſte .
raſche aufmerkſame und ſorgfältige Bedienung , billige Preiſe . Liſte des Aufſehers , Zahlungsliſten,

Beſonders empfehlen wir auch Bürgſchaftsurkunden Loszettel
1 it 9 1 E 0 4

L 6 „

Titel mit Vorbericht Wirtſchaftsplan , Kulturplan .
Gemeindevoranſchlagel ſind in ganz neuer

Rechnungsabſchluß Auflage erſchienen .

Darſtellung

Bonndorfer Zuchdruckerei , Spachholz & Ehrath ,
Bonndorf , bad . Schwarzwald .
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Fur gefälligen Beachtung !
Um Vortoauslagen und Umſtändlichkeiten zu vermeiden , wolle man ſich in allen auf die Veſtellung und

den Verſandt der Zeitſchrift ſich beziehenden Angelegenbeiten an die

50
0
50
0
0

Geſchäftsſtelle der Zeitſchrift für das Rechnungsweſen der Gemeinden ꝛc. in Bonndorf (Schwarzw . )

in allen übrigen auf den Jnhalt der Zeitſchrift ſich beziehenden Angelegenheiten aber an die

Schriftleitung der Zeilſchrift für das Rechuungsweſen der Gemeinden ett in Konſlau ; ( Schützenſtr . 20) ,
0

wenden . — An den Verlag in Vonndorf ſind auf die Zeitſchrift ſich beziehende Sendungen nicht zu bewirken.
—

Verlag und Redaktion : Der Amtsrevidenten - Verein für das Großherzogtum Baden , Geſchäftsſtelle in Bonndorf ,

Schriftleitung in Konſtanz . — Druck: Sura chh olz & Ehrath , Bonndorf .
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